
Achtzehnte Verordnung
über Maßnahmen zur Eindämmung der Ausbreitung des neuartigen Coronavirus 

SARS-CoV-2 in Sachsen-Anhalt
(Achtzehnte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung — 18. SARS-CoV-2-EindV). 

Vom & o September 2022.

Aufgrund von § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28 Abs. 1, 
§ 28b, § 54 Satz 1, § 73 Abs. la Nr. 24 und Abs. 2 des 
Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I 
S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel la des Gesetzes 
vom 16. September 2022 (BGBl. I S. 1454, 1462), wird 
verordnet:

Präambel

Diese Verordnung dient der Bekämpfung der COVID- 
19-Pandemie im Rahmen des Gesundheitsschutzes. Zu 
diesem Zweck sollen das Infektionsgeschehen reduziert 
sowie die Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems und 
der sonstigen kritischen Infrastrukturen gewährleistet wer­
den. Weiterhin gilt es, eigene Interessen zurückzustellen 
und freiwillig das Gemeinwohl zu stärken. Das bedeutet, 
Verantwortung und Fürsorge für andere zu übernehmen. 
Zur Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems und zum 
Schutz der Allgemeinheit, insbesondere der vulnerablen 
Personengruppen, sind weiterhin besondere Schutzmaß­
nahmen notwendig. Um Kontakte zu reduzieren und einen 
Schutz der Anwesenden vor Infektionen zu gewährleis­
ten wird empfohlen, möglichst einen Mindestabstand von 
1,5 Metern zu anderen Personen einzuhalten, die Hygiene 
zu beachten sowie insbesondere in geschlossenen Räumen 
einen medizinischen Mund-Nasen-Schutz zu tragen und 
Innenräume regelmäßig zu lüften. Jede Person ist angehal­
ten, physisch-soziale Kontakte zu anderen Personen mög­
lichst gering zu halten und sich regelmäßig zu testen.

§ 1
B egriffsbestimmungen

(1) Ein medizinischer Mund-Nasen-Schutz im Sinne 
dieser Verordnung ist eine mehrlagige Einwegmaske (ins­
besondere eine medizinische Gesichtsmaske nach der euro­
päischen Norm EN 14683:2019-10 oderein vergleichbares 
Produkt; handelsüblich als OP-Maske, Einwegmaske oder 
Einwegschutzmaske bezeichnet) oder eine partikelfiltrie­
rende Halbmaske (insbesondere eine FFP1-, FFP2- oder 
FFP3-Maske). Soweit eine Verpflichtung zur Verwendung 
eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes vorgeschrie­
ben ist, gilt dies nicht für:

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres,

2. gehörlose und schwerhörige Menschen, ihre Begleit­
person und im Bedarfsfall Personen, die mit ihnen kom­
munizieren und

3. Personen, denen die Verwendung eines Mund-Nasen- 
Schutzes wegen einer Behinderung, einer Schwanger­
schaft oder aus gesundheitlichen Gründen nicht mög­
lich oder unzumutbar ist; dies ist in geeigneter Weise 
(insbesondere durch plausible mündliche Erklärung, 
Schwerbehindertenausweis, ärztliche Bescheinigung) 
glaubhaft zu machen.

(2) Von der Nachweispflicht eines Tests nach § 28b 
Abs. 1 Satz 1 Nm. 3 und 4 des Infektionsschutzgesetzes 
ausgenommen sind

1. Kinder bis zur Vollendung des 6. Lebensjahres, die 
keine typischen Symptome einer Infektion mit dem neu­
artigen Coronavirus SARS-CoV-2 aufweisen, sowie

2. Personen, die medizinische Gründe glaubhaft machen, 
die der Durchführung der Testung entgegenstehen.

§2
Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen 

Mund-Nasen-Schutzes

(1) Besucher und Fahrgäste haben in den folgenden 
Einrichtungen in geschlossenen Räumen auf Verkehrs- und 
Gemeinschaftsflächen einen medizinischen Mund-Nasen- 
Schutz nach § 1 Abs. 1 zu tragen:

1. Verkehrsmittel des öffentlichen Personennahverkehrs,

2. Obdachlosenunterkünfte,

3. Einrichtungen zur gemeinschaftlichen Unterbringung 
von Asylbewerbern, vollziehbar Ausreisepflichtigen, 
Flüchtlingen und Spätaussiedlern und

4. öffentlich zugängliche Innenräume von Justizvollzugs­
einrichtungen, in denen sich mehrere Personen auf­
halten.

Die Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen Mund- 
Nasen-Schutzes gilt nicht für Bewohner der in Satz 1 
Nm. 2 und 3 genannten Einrichtungen. Die Beförderer nach 
Satz 1 Nr. 1 haben die Einhaltung der Verpflichtung zum 
Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutzes durch 
Stichprobenhafte Kontrollen zu überwachen. Personen, die 
die Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen Mund- 
Nasen-Schutzes nicht erfüllen, können von der Beförde­
rung ausgeschlossen werden.

(2) Für das in den Verkehrsmitteln des öffentlichen Per­
sonennahverkehrs nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 tätige Kon- 
troll- und Servicepersonal und das Fahr- und Steuerperso­
nal, soweit für dieses tätigkeitsbedingt physischer Kontakt 
zu anderen Personen besteht, gilt die Verpflichtung zum 
Tragen eines medizinischen Mund-Nasen-Schutz nach 
Absatz 1 Satz 1 entsprechend.

§3
Ordnungs Widrigkeiten

(1) Ordnungswidrig gemäß § 73 Abs. la Nr. 24 und 
Abs. 2 in Verbindung mit § 28 Abs. 1 Satz 1, § 28b Abs. 2 
und § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer



vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 2 keinen medizini­
schen Mund-Nasen-Schutz trägt, ohne dass eine Ausnahme 
nach § 1 Abs. 1 Satz 2 vorliegt.

(2) Vorschriften über Regelsätze für Geldbußen wegen 
einer Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 werden als Anlage 
veröffentlicht.

§4
Vollzug

Für den Vollzug dieser Verordnung sind neben den zu­
ständigen Gesundheitsbehörden die Sicherheitsbehörden 
nach § 89 Abs. 2 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt zuständig, wenn 
die Gesundheitsbehörden nicht rechtzeitig erreicht oder 
tätig werden können. Die Sicherheitsbehörden nach § 89 
Abs. 2 des Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und

Magdeburg, den September 2022.

Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt haben in diesen Fäl­
len die zuständigen Gesundheitsbehörden unverzüglich 
über getroffene Maßnahmen zu unterrichten.

§5
Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Ver­
ordnung geltenjeweils in männlicher und weiblicher Form.

§6
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2022 in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 29. Oktober 
2022 außer Kraft.

Die Landesregierung 
Sachsen-Anhalt



Anlage
(zu § 3 Abs. 2)

Bußgeldkatalog für Ordnungswidrigkeiten nach dem Infektionsschutzgesetz im Zusammenhang 
mit der Achtzehnten SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung im Land Sachsen-Anhalt

Verstöße nach § 3 Abs. 1 der Achtzehnten SARS-CoV-2- 
Eindämmungsverordnung, die gemäß § 73 Abs. la Nr. 24 
des Infektionsschutzgesetzes als Ordnungswidrigkeiten zu 
ahnden sind, sind mit Bußgeld bis zu 25 000 Euro zu be­
legen. Bei OrdnungsWidrigkeiten nach der Achtzehnten 
SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung, die im Rahmen 
dieses Bußgeldkatalogs aufgeführt sind, ist eine Geldbuße 
nach den darin bestimmten Beträgen festzusetzen. Die im 
Bußgeldkatalog bestimmten Beträge sind Regelsätze. Sie 
gehen von gewöhnlichen Tatumständen sowie von fahr­
lässiger und erstmaliger Begehungsweise aus. Wird der 
Tatbestand der Ordnungswidrigkeit vorsätzlich oder wie­
derholt verwirklicht, so ist der genannte Regelsatz zu ver­
doppeln. Die Regel- und Rahmensätze können nach den 
Grundsätzen des § 17 Abs. 3 und Abs. 4 Satz 1 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten je nach den Umständen des 
Einzelfalls im Rahmen der jeweiligen gesetzlichen Grenzen 
erhöht oder ermäßigt werden.

Eine Ermäßigung kann insbesondere in Betracht kom­
men, wenn

1. nur leichte Fahrlässigkeit vorliegt,

2. die Gefahr einer potentiellen Infizierung anderer Perso­
nen nach den Umständen des Einzelfalls gering ist,

3. der Vorwurf, der den Betroffenen trifft, aus besonderen 
Gründen des Einzelfalls geringer als für durchschnitt­
liches vorwerfbares Handeln erscheint,

4. der Täter Einsicht zeigt, sodass Wiederholungen nicht 
zu befürchten sind oder

5. die vorgeschriebene Geldbuße zu einer unzumutbaren 
wirtschaftlichen Belastung führt, zum Beispiel bei 
außergewöhnlich schlechten wirtschaftlichen Verhält­
nissen des Betroffenen.

Verletzt dieselbe Handlung (aktives Tun oder Unterlas­
sen) mehrere Tatbestände oder einen Tatbestand mehrmals 
(sogenannte Tateinheit, § 19 des Gesetzes über Ordnungs­

widrigkeiten), so ist nur ein Bußgeld festzusetzen. Sind 
mehrere Tatbestände verletzt, kann der höchste Regel­
rahmen angemessen erhöht werden, wobei die Summe der 
Regelsätze der verwirklichten Tatbestände nicht erreicht 
werden darf.

Werden durch mehrere rechtlich selbstständige Handlun­
gen (aktives Tun oder Unterlassen) mehrere Tatbestände 
oder ein Tatbestand mehrmals verletzt (sogenannte Tat­
mehrheit, § 20 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten), 
sind die Regelsätze jeweils zu addieren.

Die Möglichkeit, neben dem Bußgeld gegen eine Indi­
vidualperson nach den §§ 30 und 130 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten zusätzlich auch ein Unternehmen 
(juristische Person oder Personenvereinigung) mit einem 
Bußgeld zu belegen, wenn die juristische Person oder die 
Personenvereinigung durch den Verstoß gegen die Acht­
zehnte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung bereichert 
worden ist oder werden sollte, bleibt unberührt. Die Geld­
buße soll in diesen Fällen den wirtschaftlichen Vorteil, den 
der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, über­
steigen.

Der in § 3 der Achtzehnten SARS-CoV-2-Eindämmungs- 
verordnung genannte Tatbestand hinsichtlich des Verstoßes 
gegen die Verpflichtung zum Tragen eines medizinischen 
Mund-Nasen-Schutzes ist als geringfügige Ordnungswid­
rigkeit nach den §§ 56 bis 58 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten zu bewerten, soweit im Landkreis oder der 
kreisfreien Stadt die durch das Robert Koch-Institut veröf­
fentlichte Anzahl der Neuinfektionen mit dem Coronavirus 
SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben 
Tagen (Sieben-Tage-Inzidenz) den Wert von 50 nicht über­
steigt. In diesem Fall soll die Verwaltungsbehörde den Be­
troffenen verwarnen und ein Verwarnungsgeld von 50 Euro 
erheben. Die Verwaltungsbehörde kann eine Verwarnung 
ohne Verwamungsgeld erteilen, insbesondere wenn nach 
Satz 1 Umstände vorliegen, die eine Ermäßigung rechtfer­
tigen.

18. SARS-CoV-2- 
EindV

Verstoß Adressat des Bußgeldbescheids Regelsatz 
in Euro

§2 Nichttragen eines medizinischen Mund- 
Nasen-Schutzes, ohne dass eine Ausnahme 
vorliegt

Besucher, Fahrgast 50

Hinweise:

Gemäß § 1 Abs. 1 der VerordnungübersachlicheZuständigkeiten für die Verfolgung undAhndung von Ordnungswidrigkeiten 
in Verbindung mit § 4 Abs. 1 und § 19 Abs. 2 Satz 3 des Gesundheitsdienstgesetzes sind zuständige Verwaltungsbehörden 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten die Gesundheitsbehörden (Landkreise und kreisfreien Städte).


